
Stand: 17.06.2025 14:57:33

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/6588

"Ergebnisse des Runden Tisches Medienpolitik umsetzen"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/6588 vom 13.05.2015

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/7317 des WI vom 25.06.2015

3. Beschluss des Plenums 17/7595 vom 16.07.2015

4. Plenarprotokoll Nr. 50 vom 16.07.2015



 

17. Wahlperiode 13.05.2015 Drucksache 17/6588 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Karl Freller, Er-
win Huber, Oliver Jörg, Markus Blume, Jürgen 
Baumgärtner, Dr. Otmar Bernhard, Alex Dorow, 
Dr. Thomas Goppel, Petra Guttenberger, Christine 
Haderthauer, Hans Herold, Dr. Florian Herrmann, 
Michael Hofmann, Klaus Holetschek, Dr. Gerhard 
Hopp, Sandro Kirchner, Bernd Kränzle, Manfred 
Ländner, Martin Neumeyer, Walter Nussel, Tobias 
Reiß, Eberhard Rotter, Heinrich Rudrof, Berthold 
Rüth, Martin Schöffel, Tanja Schorer-Dremel, 
Dr. Harald Schwartz, Jürgen Ströbel, Walter Tau-
beneder, Prof. Dr. Gerhard Waschler, Mechthilde 
Wittmann und Fraktion (CSU) 

Ergebnisse des Runden Tisches Medienpolitik 
umsetzen 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag unterstützt die Initiative der Staatsre-
gierung, die vom Runden Tisch Medienpolitik be-
nannten Handlungsfelder und -empfehlungen als 
Anliegen bayerischer Medienpolitik aufzugreifen 
und in die Diskussions- und Entscheidungspro-
zesse auf Landes-, Bundes- und Europaebene 
einzubringen. Dies gilt vor allem für die laufenden 
Beratungen der Bund-Länder-Kommission zum 
Thema „Konvergenz der Medien und regulatori-
sche Folgen“ und für die Weiterentwicklung des 
Bayerischen Mediengesetzes.  

2. Der Landtag begrüßt insbesondere die auch auf 
Landesebene umzusetzenden Vorschläge des 
Runden Tisches Medienpolitik, 

─ die Regelungen zu Beteiligungen und zur Zu-
lässigkeit von Senderverbünden bei bayeri-
schen Rundfunkanbietern dem Wunsch der 
Branche entsprechend flexibler zu gestalten, 
um mehr Kooperationen zu ermöglichen und 
damit heimische Medienunternehmen zu stär-
ken, damit sie den zunehmenden Anforderun-
gen des Wettbewerbs gerecht werden können 
und dadurch die publizistische Vielfalt langfris-
tig gesichert werden kann, 

─ das derzeitige System der Plattformregulie-
rung zu evaluieren, um bestehende Ungleich-
behandlungen von Plattformen im Wettbewerb 
abzubauen, Übertragungsverpflichtungen im 
Bereich der analogen Technik auf den Prüf-

stand zu stellen und die Meinungsvielfalt 
durch ein System der bevorzugten Auffindbar-
keit relevanter Angebote auch in der digitalen 
Welt zu gewährleisten.  

─ Zulassungsvorschriften, die derzeit lineare 
Rundfunkangebote gegenüber dem Internet 
benachteiligen, sowie bestehende Vorgaben 
für private Rundfunkanbieter zu Programmin-
halten und Übertragungswegen zu überprüfen 
und Genehmigungsverfahren zu vereinfachen, 
um die unterschiedliche Regulierung gleicher 
Inhalte abzubauen und den Rundfunkanbie-
tern unter Wahrung grundlegender rechtlicher  
Standards (z.B. bei Jugendschutz, Daten-
schutz etc.) mehr Gestaltungsmöglichkeiten 
zu eröffnen. 

3. Der Landtag begrüßt, dass der in Bayern behei-
matete nationale TV-Anbieter und die Zeitungs-
verleger bzw. regionalen Rundfunkanbieter bilate-
rale Gespräche aufnehmen, um bei der Frage ei-
ner regionalisierten Werbung in bundesweit lizen-
sierten Fernsehprogrammen eine Lösung im Kon-
sens zu finden.  

 

 

Begründung: 

Angesichts von Digitalisierung, Medienkonvergenz 
und Internationalisierung steht die Medienbranche 
weltweit vor großen Herausforderungen. Die Digitali-
sierung führt zu einer Aufhebung der Grenzen zwi-
schen den einzelnen Übertragungswegen und Medi-
engattungen, die hierzulande aber vielfach noch völlig 
unterschiedlichen Regularien unterworfen sind. Inter-
nationale digitale Medienkonzerne üben einen zu-
nehmenden Wettbewerbsdruck auf die Medienbran-
che in Bayern – von den hier beheimateten nationalen 
TV-Veranstaltern über die regionalen und lokalen 
Rundfunkanbieter bis hin zu den Zeitungsverlagen – 
aus, ohne einer vergleichbaren rechtlichen Regulie-
rung z.B. bei Zulassung und Lizenzierung, bei den 
Übertragungsverpflichtungen (sog. Must-Carry-Rege-
lungen), beim Jugendmedienschutz oder beim Wett-
bewerbs- und Kartellrecht zu unterliegen.   

Diese Situation verlangt von Politik und Gesellschaft 
neue Antworten, wie Meinungs- und Angebotsvielfalt, 
Chancengleichheit im Wettbewerb sowie grundlegen-
de Wertvorstellungen bei Jugend- und Datenschutz, 
bei Urheber- und Persönlichkeitsrechten auch in Zu-
kunft gewährleistet werden können.  
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Dazu sind in vielen Bereichen neue regulatorische 
Rahmenbedingungen erforderlich. In erster Linie be-
deutet dies eine Überprüfung der bestehenden Vor-
schriften, inwieweit sie noch zeitgemäß und zur Siche-
rung der Medienvielfalt erforderlich sind. Um zuneh-
mende Wettbewerbsnachteile für heimische Medien-
unternehmen infolge einer Ungleichbehandlung bei 
der Regulierung zu vermeiden und ihnen neue Ent-
wicklungsmöglichkeiten und innovative Geschäftsmo-
delle zu eröffnen, bedarf es vielfach der Deregulierung 
und der Vereinfachung von Verfahren und Zuständig-
keiten. 

Der Runde Tisch Medienpolitik in Bayern, der auf 
Initiative von Ministerpräsident Horst Seehofer nach 
den Medientagen München 2012 ins Leben gerufen 
wurde, um im Dialog zwischen den wichtigsten Akteu-
ren der Medienbranche in Bayern den aktuellen Hand-
lungsbedarf in den einzelnen Bereichen der Medien-
politik zu identifizieren, hat insoweit konkrete Hand-
lungsempfehlungen für eine zeitgemäße Medienord-
nung erarbeitet. 

Diese Ergebnisse wurden bei den Medientagen Mün-
chen 2014 vorgestellt. Sie enthalten in vielen Berei-
chen vom Urheberrecht und Jugendmedienschutz, 
über die Fragen der Werbung, der Medienkonzentra-
tion und der Plattformregulierung bis hin zu den Auf-
sichtsstrukturen konkrete Vorschläge an die Politik. 
Die übergreifende Zielsetzung dieser Vorschläge, alle 
Regulierungsbereiche grundlegend zu überdenken, 
nicht mehr zeitgemäße Beschränkungen und Asym-
metrien in der Medienordnung abzubauen und da-
durch mehr Freiräume für die Entfaltung kreativer Po-
tenziale und unternehmerischer Innovationen zu er-
öffnen, um den Medienstandort Bayern im internatio-
nalen Wettbewerb zu stärken, ist zu begrüßen. 

Dementsprechend soll auch bei der Frage einer regi-
onalisierten Werbung in bundesweit lizensierten Fern-
sehprogrammen eine konsensuale Vereinbarung zwi-
schen den Beteiligten Vorrang vor regulatorischen 
Maßnahmen haben, wie es der Bayerische Landtag 
durch Beschluss vom 7. Mai 2015 (Drs. 17/6474) be-
reits zum Ausdruck gebracht hat. 

Soweit die Handlungsvorschläge vom Runden Tisch 
im Konsens verabschiedet wurden und damit die ge-
meinsamen Interessen der Branche abbilden, sollten 
sie daher von der Politik auf der jeweils zuständigen 
Ebene aufgenommen und geprüft werden und 
schnellstmöglich in konkrete Initiativen münden. Die 
von der Bundesregierung und den Ministerpräsiden-
ten der Länder eingesetzte Bund-Länder-Kommission 
zum Thema „Konvergenz der Medien und regulatori-
sche Folgen“ eröffnet die Chance, wesentliche Anlie-
gen des Runden Tisches umzusetzen. Diese Chance 
sollte der Freistaat Bayern im Interesse seiner heraus-
ragenden Medienvielfalt ergreifen und parallel seine 
rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten auf Landesebe-
ne zur Umsetzung der Vorschläge nutzen. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, 
Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie 

Antrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Karl Freller, Erwin Huber u.a. und Fraktion (CSU) 
Drs. 17/6588 

Ergebnisse des Runden Tisches Medienpolitik 
umsetzen 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Än-
derungen durchgeführt werden: 
 
1. In Nummer 2, erster Spiegelstrich, werden vor 
    den Worten „heimische Medienunternehmen“ 
    die Worte „gerade auch kleinere“ eingefügt. 
 
2. Nummer 3 erhält folgende Fassung: 
    „3. Nachdem zwischen den verschiedenen  
         Interessengruppen in Bayern bei der Frage  
         der regionalisierten Werbung in bundesweit  
         lizensierten Fernsehprogrammen kein Ein- 
         vernehmen erzielt werden konnte, begrüßt  
         der Landtag, dass die Staatsregierung ge- 
         meinsam mit den anderen Ländern im Inter- 
         esse der vielfältigen lokalen und regionalen  
         Rundfunk- und Zeitungslandschaft in Bayern  
         ein grundsätzliches Verbot regionalisierter  
         Werbung im Rundfunkstaatsvertrag veran- 
         kert hat.“ 
 
3. Es wird folgende Nummer 4 angefügt: 
    „4. Der Landtag bittet die Staatsregierung, den  
         Runden Tisch Medienpolitik fortzuführen,  
         auch unter Beteiligung weiterer Teilnehmer.“ 

Berichterstatter: Markus Blume 
Mitberichterstatterin: Natascha Kohnen 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wirt-
schaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Ver-
kehr, Energie und Technologie federführend 
zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich 
mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 33. Sitzung am 25. Juni 2015 beraten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u -
s t im m u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Karl 
Freller, Erwin Huber, Oliver Jörg, Markus Blume, 
Jürgen Baumgärtner, Dr. Otmar Bernhard, Alex 
Dorow, Dr. Thomas Goppel, Petra Guttenberger, 
Christine Haderthauer, Hans Herold, Dr. Florian 
Herrmann, Michael Hofmann, Klaus Holetschek, 
Dr. Gerhard Hopp, Sandro Kirchner, Bernd Kränz-
le, Manfred Ländner, Martin Neumeyer, Walter 
Nussel, Tobias Reiß, Eberhard Rotter, Heinrich 
Rudrof, Berthold Rüth, Martin Schöffel, Tanja 
Schorer-Dremel, Dr. Harald Schwartz, Jürgen Strö-
bel, Walter Taubeneder, Prof. Dr. Gerhard Wasch-
ler, Mechthilde Wittmann und Fraktion (CSU) 

Drs. 17/6588, 17/7317 

Ergebnisse des Runden Tisches Medienpolitik 
umsetzen 

1. Der Landtag unterstützt die Initiative der Staatsre-
gierung, die vom Runden Tisch Medienpolitik be-
nannten Handlungsfelder und -empfehlungen als 
Anliegen bayerischer Medienpolitik aufzugreifen 
und in die Diskussions- und Entscheidungspro-
zesse auf Landes-, Bundes- und Europaebene 
einzubringen. Dies gilt vor allem für die laufenden 
Beratungen der Bund-Länder-Kommission zum 
Thema „Konvergenz der Medien und regulatori-
sche Folgen“ und für die Weiterentwicklung des 
Bayerischen Mediengesetzes.  

2. Der Landtag begrüßt insbesondere die auch auf 
Landesebene umzusetzenden Vorschläge des 
Runden Tisches Medienpolitik, 

─ die Regelungen zu Beteiligungen und zur Zu-
lässigkeit von Senderverbünden bei bayeri-
schen Rundfunkanbietern dem Wunsch der 
Branche entsprechend flexibler zu gestalten, 
um mehr Kooperationen zu ermöglichen und 
damit gerade auch kleinere heimische Medi-
enunternehmen zu stärken, damit sie den zu-
nehmenden Anforderungen des Wettbewerbs 
gerecht werden können und dadurch die pub-

lizistische Vielfalt langfristig gesichert werden 
kann, 

─ das derzeitige System der Plattformregulie-
rung zu evaluieren, um bestehende Ungleich-
behandlungen von Plattformen im Wettbewerb 
abzubauen, Übertragungsverpflichtungen im 
Bereich der analogen Technik auf den Prüf-
stand zu stellen und die Meinungsvielfalt 
durch ein System der bevorzugten Auffindbar-
keit relevanter Angebote auch in der digitalen 
Welt zu gewährleisten.  

─ Zulassungsvorschriften, die derzeit lineare 
Rundfunkangebote gegenüber dem Internet 
benachteiligen, sowie bestehende Vorgaben 
für private Rundfunkanbieter zu Programmin-
halten und Übertragungswegen zu überprüfen 
und Genehmigungsverfahren zu vereinfachen, 
um die unterschiedliche Regulierung gleicher 
Inhalte abzubauen und den Rundfunkanbie-
tern unter Wahrung grundlegender rechtlicher  
Standards (z.B. bei Jugendschutz, Daten-
schutz etc.) mehr Gestaltungsmöglichkeiten 
zu eröffnen. 

3. Nachdem zwischen den verschiedenen Interes-
sengruppen in Bayern bei der Frage der regionali-
sierten Werbung in bundesweit lizensierten Fern-
sehprogrammen kein Einvernehmen erzielt wer-
den konnte, begrüßt der Landtag, dass die Staats-
regierung gemeinsam mit den anderen Ländern 
im Interesse der vielfältigen lokalen und regiona-
len Rundfunk- und Zeitungslandschaft in Bayern 
ein grundsätzliches Verbot regionalisierter Wer-
bung im Rundfunkstaatsvertrag verankert hat. 

4. Der Landtag bittet die Staatsregierung, den Run-
den Tisch Medienpolitik fortzuführen, auch unter 
Beteiligung weiterer Teilnehmer. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe noch den Tagesordnungspunkt 9 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Nummer 9 und die Nummer 38 der Anla-

ge zur Tagesordnung, über die gesondert abzustimmen ist.

(...)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Nun lasse ich noch über die Antragsliste abstim-

men. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der

Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Danke schön. Gibt

es Gegenstimmen? – Nein. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Dann übernimmt der

Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Europaangelegenheiten, 
Verfassungsstreitigkeiten und Anträge zugrunde gelegt wurden 
gem. § 59 Absatz 7 (Tagesordnungspunkt 9)  
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheiten 

1. Konsultationsverfahren der Europäischen Union; 
Bank- und Finanzwesen: Aufbau einer Kapitalmarktunion 
18.02.2015 – 13.05.2015 
Drs. 17/5644, 17/7401 (E) [X] 
 
Gemäß § 126 Abs. 3 BayLTGeschO: 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

2. Konsultationsverfahren der Europäischen Union; 
Bank- und Finanzwesen: Überarbeitung der Prospektrichtlinie 
18.02.2015 – 13.05.2015 
Drs. 17/5645, 17/7402 (E) [X] 
 
Gemäß § 126 Abs. 3 BayLTGeschO: 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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3. Konsultationsverfahren der Europäischen Union; 
Bank- und Finanzwesen: 
Ein EU-Rahmen für eine einfache, transparente und standardisierte Verbriefung 
18.02.2015 – 13.05.2015 
Drs. 17/5646, 17/7403 (E) [X] 
 
Gemäß § 126 Abs. 3 BayLTGeschO: 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

Verfassungsstreitigkeiten 

4. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 12. Juni 2015  
(Vf. 6-Vll-15) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des  
Art. 14 Abs. 6 Satz 2 des Gesetzes über die Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung und Rechtspflege in Bayern (BayFHVRG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. Oktober 2003 (GVBl S. 818, BayRS 2030-1-3-F), zuletzt geändert 
durch § 1 Nr. 61 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286) 
PII/G1310.15-0003 
Drs. 17/7506 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
 
I. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 
II. Der Antrag ist unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike bestellt. 
 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z A 

5. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 19. Juni 2015  
(Vf. 7-Vll-15) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 

1.  der Art. 12, 15, 29, 30 und 38 des Gesetzes über das öffentliche Versor-
gungswesen (VersoG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juni 
2008 (GVBl S. 371, BayRS 763-1-l), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 373 der 
Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), 

2.  der §§ 5 bis 7, 11, 25 bis 37 i. V. m. Tabellen 1 und 2 der Satzung der 
Bayerischen Rechtsanwaltsversorgung vom 12. Januar 1984 (StAnz Nr. 4), 

3.  der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 und 2 der Satzung der 
Bayerischen Rechtsanwaltsversorgung vom 6. Dezember 1996  
(StAnz Nr. 51/52), 
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4.  der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 und 2 in der Fassung der  
1. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwaltsversorgung vom  
7. Oktober 1998 (StAnz Nrn. 43, 48), 

5.  der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 3 in der Fassung der  
2. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung vom 22. Dezember 1999 (StAnz Nr. 52), 

6.  der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 3 in der Fassung der  
3. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung vom 24. Oktober 2000 (StAnz Nr. 46), 

7.  der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 3 in der Fassung der  
4. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung vom 30. November 2004 (StAnz Nr. 49), 

8.  der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 3 in der Fassung der  
5. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung vom 1. Dezember 2004 (StAnz Nr. 50), 

9.  der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 3 in der Fassung der  
6. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung vom 28. Dezember 2005 (StAnz 2006 Nr. 1), 

10. der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 3 in der Fassung der  
7. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung vom 26. November 2008 (StAnz Nr. 49), 

11. der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 5 in der Fassung der  
8. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung vom 10. August 2009 (StAnz Nr. 33), 

12. der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 5 sowie des § 48 b in der 
Fassung der 9. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung vom 7. Dezember 2009 (StAnz Nr. 51), 

13. der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 5 sowie des § 48 b in der 
Fassung der 10. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung vom 16. November 2010 (StAnz Nr. 46), 

14. der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 5 sowie des § 48 b in der 
Fassung der 11. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung vom 22. November 2012 (StAnz Nr. 48), 

15. der §§ 5 bis 7, 14, 27 bis 40 i. V. m. Tabellen 1 bis 5 sowie des § 48 b in der 
Fassung der 12. Änderungssatzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung vom 25. November 2014 (StAnz Nr. 50), 

16. sämtlicher Dynamisierungsbeschlüsse der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung. 

PII/G1310.15-0004 
Drs. 17/7502 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
 
Der Landtag beteiligt sich nicht an dem Verfahren 
 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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6. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 26. Juni 2015  
(Vf. 8-VIII-15) betreffend Meinungsverschiedenheit über die Frage, ob §§ 1 und 2 
Abs. 1 des Gesetzes zur Änderung des Landeswahlgesetzes vom 23. Februar 
2015 (GVBl S. 18) die Bayerische Verfassung verletzen 
PII/G-1310.14-0013 
Drs. 17/7503 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
 
I. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 
II. Der Antrag ist unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike 
 bestellt. 
 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z A A A 

Anträge 

7. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bund muss sich unmittelbar an den Kosten der Eingliederungshilfe beteiligen  
Drs. 17/4474, 17/7229 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

8. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Martina Fehlner, 
Dr. Christoph Rabenstein u.a. SPD 
Sicherung regionaler Werbemärkte für regionale Medien 
Drs. 17/5311, 17/7311 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

9. Antrag der Abgeordneten Natascha Kohnen, Annette Karl, Andreas Lotte u.a. SPD 
Aktuelle Ausbauziele für Erneuerbare Energien vorlegen 
Drs. 17/6157, 17/7312 (A) 
 
über den Antrag wurde gesondert abgestimmt 
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10. Antrag der Abgeordneten Annette Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte u.a. SPD 
Barrierefreiheit bei Bahnhofsanierungen sicherstellen 
Drs. 17/6176, 17/7313 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Altersdiskriminierung abschaffen - Ehrenamt der Schöffen stärken 
Drs. 17/6226, 17/7398 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

12. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Einführung einer Karenzzeit für Regierungsmitglieder 
Drs. 17/6319, 17/7399 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Dr. Herbert Kränzlein, Andreas Lotte, 
Kathrin Sonnenholzner SPD 
Sprinterzüge für die S 4 
Drs. 17/6351, 17/7314 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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14. Antrag der Abgeordneten Natascha Kohnen, Annette Karl, Bernhard Roos u.a. SPD 
Potenzialanalyse zur Kraft-Wärme-Kopplung in Bayern 
Drs. 17/6353, 17/7241 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

15. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Angelika Weikert, Doris Rauscher u.a. SPD 
Einsatz von Schulbegleiterinnen und Schulbegleitern an Regel- und Förderschulen 
Drs. 17/6354, 17/7392 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

16. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Dr. Linus Förster u.a. und Fraktion (SPD) 
Seenotrettung - Mandat und Einsatzgebiet von Triton ändern 
Drs. 17/6443, 17/7387 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH Z 

17. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Verena Osgyan u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Werkstattausbilderinnen und -ausbilder an Fachoberschulen besser stellen 
Drs. 17/6542, 17/7485 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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18. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Martin Stümpfig u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Auswirkungen einer „Anti-Trassen-Klausel“ im Landesentwicklungsprogramm 
Drs. 17/6544, 17/7315 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

19. Antrag der Abgeordneten Bernhard Roos, Annette Karl, Natascha Kohnen u.a. SPD, 
Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Markus Ganserer u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Radeln in Bayern – Radwegebenutzungspflicht systematisch überprüfen! 
Drs. 17/6553, 17/7316 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

20. Antrag der Abgeordneten Susann Biedefeld, Herbert Woerlein, Klaus Adelt SPD 
Verbot des Handels mit Kleintieren und exotischen Tieren in Supermärkten 
Drs. 17/6556, 17/7286 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

21. Antrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Karl Freller,  
Erwin Huber u.a. und Fraktion (CSU) 
Ergebnisse des Runden Tisches Medienpolitik umsetzen 
Drs. 17/6588, 17/7317 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z A A 
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22. Antrag der Abgeordneten Klaus Holetschek, Bernhard Seidenath, 
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Maßnahmen gegen hohen Krankenstand in der Pflege –  
insbesondere in der Altenpflege 
Drs. 17/6601, 17/7397 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

23. Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Wie sozial ist die EU? Anhörung im Europaausschuss 
Drs. 17/6661, 17/7388 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

24. Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Europa braucht eine Sozialunion 
Drs. 17/6662, 17/7389 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

25. Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Eine gerechte europäische Sozialpolitik für Frieden und Wohlstand in Europa 
Drs. 17/6664, 17/7390 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 
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26. Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Rechte der europäischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stärken 
Drs. 17/6665, 17/7391 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

27. Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Soziale Schutzstandards in Europa erhalten und ausbauen 
Drs. 17/6666, 17/7393 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

28. Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Europäische Sozialcharta endlich ratifizieren 
Drs. 17/6667, 17/7394 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

29. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Jürgen Mistol u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zum Bevölkerungsschutz im digitalen Zeitalter  
Drs. 17/6725, 17/7331 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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30. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Jürgen Mistol u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Dezentrale Energieversorgung voranbringen: Hürden für Mieterstrommodelle 
beseitigen 
Drs. 17/6724, 17/7319 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

31. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Verwaltung und Bewirtschaftung staatseigener Dienst- und Mietwohnungen 
Drs. 17/6728, 17/7486 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

32. Antrag der Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann, Dr. Linus Förster, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Barrierefreies Europa – Zwischenbericht über den Stand der Umsetzung der EU-
Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010 – 2020 in Bayern  
Drs. 17/6732, 17/7482 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

33. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Benno Zierer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Mobile Sichtschutzwände 
Drs. 17/6736, 17/7332 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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34. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Zusammenarbeit mit Tirol und Südtirol in der Flüchtlingspolitik 
Drs. 17/6739, 17/7481 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

35. Antrag der Abgeordneten Dr. Otto Hünnerkopf, Gudrun Brendel-Fischer, 
Ludwig Freiherr von Lerchenfeld u.a. CSU 
Bericht zur bayerischen Nachhaltigkeitsstrategie 
Drs. 17/6743, 17/7287 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

36. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Rosi Steinberger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bundesratsinitiative des Landes Schleswig-Holstein zum Verbot von 
Pelztierfarmen unterstützen 
Drs. 17/6795, 17/7395 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

37. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Ulrike Gote u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Medienvielfalt sichern: Verbot regionalisierter Werbung in bundesweit 
ausgestrahlten Programmen konsequent umsetzen 
Drs. 17/7045, 17/7400 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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38. Antrag der Abgeordneten Andreas Lotte, Annette Karl, Natascha Kohnen u.a. SPD 
Die Energiewende in Bayern sinnvoll befördern 
Drs. 17/6551, 17/7242 (E) [X] 
 
über den Antrag wurde gesondert abgestimmt 
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